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Land dank der guten Arbeit von uns allen, des Deutschen 
Bundestages und der Bundesregierung, von Jahr zu Jahr 
zufriedener sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vielleicht ist es ein Problem, dass wir mehr Wert auf Bit-
ten und Beschwerden und weniger Wert auf Lob legen.

Der Petitionsausschuss ist und bleibt der heiße Draht 
zwischen Bürgern und Parlament. Hier wird jede Petiti-
on sorgfältig geprüft, recherchiert und abgewogen. Ab-
schließend wird dann demokratisch eine Entscheidung 
gefällt. Deshalb hat der Begriff „Petition“ auch solch 
einen guten Ruf. Hier im Bundestag ist es gleich – auch 
das haben wir schon gehört –, ob eine Petition von einem 
Einzelnen, von 10 000 oder von mehr Menschen einge-
reicht wird. Wir befassen uns mit jeder, und wir prüfen 
jedes Anliegen.

Der Petitionsausschuss ist auch ein gutes Beispiel da-
für, wie man über Fraktionsgrenzen hinweg konstruktiv 
im Sinne unserer Bevölkerung zusammenarbeitet, bei 
allen vorhandenen politischen Unterschieden, die auch 
wir nicht wegdiskutieren können. Ein herzliches Danke-
schön daher an alle Kolleginnen und Kollegen für dieses 
gute Miteinander, das – gerade mittwochs in der Früh – 
nicht immer selbstverständlich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der LINKEN) 

Vielen Dank auch an unsere Ausschussvorsitzende 
Kersten Steinke für ihre ruhige und sachliche Leitung 
der Sitzungen;

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Paul 
Lehrieder [CDU/CSU])

aber vor allem und im Besonderen einen herzlichen Dank 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ausschuss-
dienstes, die uns mit hoher Kompetenz zuarbeiten, mit 
einer Geduld, um die sie der sprichwörtliche Engel be-
neiden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der LINKEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle nehmen die Anliegen unserer Mitbürger 
ernst. Das gebietet der Respekt vor unserem Volk, unse-
rem Souverän. Das ist das Fundament unserer freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung. Dieser gegenseitige 
Respekt ist ein nicht zu unterschätzender Faktor für die 
Stabilität unseres Landes. Er erhält und mehrt die Ak-
zeptanz der Politik in der Bevölkerung. Was es bedeu-
tet und wohin es führt, wenn sich Menschen nicht ernst 
genommen fühlen, erleben wir gerade bei einigen unse-
rer Nachbarn: Populismus, Nationalismus und Chauvi-
nismus sind auf dem Vormarsch. Die Identifikation der 
Bevölkerung mit unserem Staatswesen, seine Akzeptanz, 
ist die wirksamste Waffe gegen diese Verirrungen. Der 
Petitionsausschuss ist hier ein wichtiger Baustein unserer 
freiheitlichen Demokratie.

Wenn Sie mich fragen, welche Petitionen mir aus den 
letzten Jahren in Erinnerung geblieben sind, dann kom-
men schon einige zusammen. Aber nur zwei Beispiele.

Das erste: die Sommerzeit, ein Dauerbrenner. Viele 
Menschen empfinden die Zeitumstellung als große Be-
lastung, der kein bis bestenfalls ein sehr geringer Nutzen 
gegenübersteht. Manche nervt es, manche haben damit 
echte gesundheitliche Probleme. Halbjährlich, pünktlich 
nach der jeweiligen Umstellung, erreichen den Bundes-
tag daher zahlreiche Petitionen, die auf eine Abschaffung 
drängen. Leider können wir hier nicht direkt einwirken. 
Die Kompetenz für die Zeit liegt in Europa, weswegen 
wir diese Petitionen zur Unterstützung entsprechender 
Initiativen regelmäßig und einvernehmlich an unsere 
Kollegen des Europäischen Parlaments weitergeben. 
Auch die eine oder andere Fraktion hat sich unter diesem 
Eindruck des Themas angenommen, hat Position bezo-
gen und die Regierung aufgefordert, auf Ebene der Euro-
päischen Union Einfluss zu nehmen – Ziel: die geltende 
Zeitumstellung abzuschaffen. Hier diente der Petitions-
ausschuss, wir alle, als steter Tropfen und als Inspiration.

Daneben gibt es viele Petitionen, wo wir direkt ein-
wirken konnten, beispielsweise beim Meister-BAföG. In 
einer Petition wurde die gesetzliche Anerkennung von 
Berufspraktika als Lehrveranstaltungen im Sinne des – 
schwieriges Wort  – Aufstiegsfortbildungsförderungsge-
setzes gefordert. Damit wurde eine Lücke deutlich, die 
bestand, aber so nicht gewollt war. Am 26. Februar letz-
ten Jahres wurde daher ein Kompromissvorschlag zur 
Novellierung des Meister-BAföG beschlossen. Seit dem 
1. August 2016 können nun die Auszubildenden an Fach-
schulen in ganz Deutschland BAföG für die gesamte Zeit 
der Ausbildung beziehen. Praktische Hilfe, direkte Hilfe 
durch den Petitionsausschuss!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Hier zeigt sich: Durch unseren beharrlichen Einsatz 
konnte eine Gesetzeslücke sinnvoll geschlossen werden. 
Das Meister-BAföG – ich erwähnte es – ist ein positives 
Beispiel für die Arbeit des Petitionsausschusses. Wir be-
treiben Finetuning.

Im Ausschuss erfahren wir täglich die Sicht der Men-
schen auf die Ergebnisse der großen Politik, ihre Erfah-
rungen mit unseren Beschlüssen. Wir sind Resonanzbo-
den und Reparaturbetrieb gleichermaßen. Wir erfahren 
auch und gerade über unseren Wahlkreis hinaus, was die 
Menschen in unserem Land bewegt, was sie berührt, be-
lastet und umtreibt.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Petitionen sind Berufung, und dieser Berufung 
folgen wir alle von Herzen – gestern, heute und morgen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Die Kollegin Corinna Rüffer spricht jetzt für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Martina Stamm-Fibich [SPD]: Ich klatsche 
jetzt mal! Wir wollten das ja eigentlich so 
tun!  – Beifall bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Michael Vietz
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Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr richtig, Frau Stamm-Fibich. Sie haben gleich 

auch noch Grund dazu. – Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch Ihnen da oben: 
Herzlich willkommen! Es haben ja schon einige gesagt: 
Das ist der letzte Jahresbericht in dieser Legislaturperio-
de, der hier debattiert wird. Einmal im Jahr steht der Peti-
tionsausschuss im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Das 
ist eine Gelegenheit, Resümee zu ziehen, ein Stück weit 
zurückzublicken und zu schauen: Was ist in den letzten 
Jahren passiert? Was haben wir gelernt? Und: Was soll-
ten wir alle gemeinsam vielleicht dazulernen?

Meine Vorredner und Vorrednerinnen haben schon ei-
niges gesagt. Sie haben gelobt und viel Positives gesagt. 
Einem Lob möchte ich mich auf jeden Fall anschließen, 
nämlich dem Lob an den Ausschussdienst, 

(Beifall im ganzen Hause)

der wirklich unermüdlich Tausende von Akten mit Akri-
bie behandelt. Davor muss man den Hut ziehen. Ich glau-
be, man sollte allen Petentinnen und Petenten auch noch 
einmal mit auf den Weg geben, dass die Abgeordneten 
nicht die Einzigen sind, die hier arbeiten, sondern auch 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Großartiges ge-
leistet haben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der LINKEN)

Aber auch ganz viele von uns hier, von den Abgeord-
neten, haben sich wirklich reingehängt. Eigenlob stinkt; 
deswegen greife ich einmal zwei Namen heraus, nämlich 
auf der einen Seite Frau Stamm-Fibich und auf der an-
deren Seite Frau Weiss von der Union, die sich dadurch 
auszeichnen, dass sie Berichterstattergespräche bean-
tragt, in diesen wirklich ganz klug nachgefragt und ganz 
vielen Leuten im Einzelfall geholfen haben. 

Ich glaube, es zeichnet den Petitionsausschuss aus, 
dass darin Leute sitzen, die ein Interesse daran haben, 
Menschen im Einzelfall zur Seite zu stehen und Lösun-
gen zu finden, wenn Not da ist. Hinter vielen Petitionen 
stehen eine große Not und Existenzfragen. Wir versu-
chen, uns dessen anzunehmen, und wir tun wirklich un-
ser Bestes.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

– Jetzt dürfen noch alle klatschen; denn nun folgt der an-
dere Teil.

Der Petitionsausschuss ist aber – das muss man durch-
aus auch sagen – aus meiner Sicht noch immer viel zu 
sehr ein Kummerkasten, und er wird auch so wahrge-
nommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Jedes Jahr, wenn dieser Jahresbericht ansteht, rufen 
Journalisten an. Sie interessieren sich dann auch einmal 
für den Petitionsausschuss und stellen immer nur ganz 
wenige Fragen, und zwar jedes Jahr die gleichen. Dazu 

gehört die Frage: Sind Sie hier nicht eigentlich der Kum-
merkasten? – Eine zweite Frage ist: Warum sind Sie ei-
gentlich im Petitionsausschuss gelandet? Da will doch 
eigentlich keiner rein.

Ich kann für mich und alle meine Kollegen im Petiti-
onsausschuss sagen, dass wir uns bewusst dafür entschie-
den haben. Wir sind Leute, die Kärrnerarbeit machen, 
sich für Menschen interessieren und versuchen, wie ge-
sagt, Lösungen für schwierige Lebenslagen zu finden.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN)

Trotzdem muss man, glaube ich, auch einmal ein 
bisschen selbstkritisch sein und die Frage stellen, ob wir 
nicht auch selber Ursache dafür sind, dass dieser Peti-
tionsausschuss so etwas wie ein Schattendasein fristet, 
was die Aufmerksamkeit anbelangt. Das gilt auch für die 
Aufmerksamkeit hier im Parlament: Was wissen denn 
diejenigen, die nicht im Petitionsausschuss sind, über die 
Arbeit in unserem Ausschuss? Wann sind denn einmal 
Petitionen Gegenstand von Debatten hier im Deutschen 
Bundestag? Welche Rolle spielen sie denn eigentlich?

Herr Vietz, wir sagen dann: Wir wissen, wo den Leu-
ten der Schuh drückt.  – Aber ich will, dass alle Men-
schen, die hier auf diesen blauen Sesseln sitzen, wissen, 
wo den Menschen der Schuh drückt, weil wir der Gesetz-
geber sind, und wir sollten das wissen. Wir sind ja für die 
Menschen da – und nicht umgekehrt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Herr Schiefner, lieber Udo, jetzt spreche ich dich ein-
mal an. Wir hatten gestern eine Pressekonferenz, und du 
hast dort etwas Gutes gesagt, nämlich dass du der Mei-
nung bist, dass nicht nur der Koalitionsvertrag darüber 
entscheiden sollte, was wir tun und wie wir im Petiti-
onsausschuss entscheiden. Ich frage dich: Warum tut ihr 
das dann nicht? Warum entscheidet ihr so häufig nach 
Lage des Koalitionsvertrages und nicht nach der Sache 
und danach, was eigentlich geboten wäre? Ich weiß, wie 
weh euch, der Sozialdemokratie, das tut, aber ich finde, 
ihr könntet hier einfach auch einmal ein bisschen muti-
ger sein und solltet euch der großen Union nicht ständig 
unterordnen. Wenn der Schulz im September noch eine 
Chance haben soll, dann wäre das vielleicht einmal ein 
Anfang.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Na, na, na!)

Herr Baumann, Ihnen ist es immer ganz wichtig – ich 
nehme Ihnen das wirklich ab; Sie sind echt ein Aufrech-
ter  –, dass Sie den Petitionsausschuss verteidigen und 
gegenüber den privaten Plattformen positiv darstellen. 
Sie finden dabei immer eine Abgrenzung. Gestern haben 
Sie gesagt: Die privaten Plattformen – Change.org, open-
Petition usw. – sind eigentlich nur Mogelpackungen. Sie 
geben nur etwas vor, was sie nicht halten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

https://www.change.org/
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Sie sagen auch immer: Wir sind das Original. Nur wir 
geben die Garantie, dass tatsächlich an diesen Petitionen 
gearbeitet wird und am Ende eine politische Entschei-
dung steht.

(Günter Baumann [CDU/CSU]: Richtig!)

Es wäre ja schön, wenn das so wäre und wenn die 
Petenten das wirklich auch so wahrnehmen würden. Ich 
will jetzt einmal aus einer typischen Mail vorlesen, die 
uns erreicht hat – es ist nur eine einzige Mail, aber sie ist 
repräsentativ für andere, die wir bekommen –: Es 

...  ist sehr, sehr selten, dass eine Petition an den 
Bundestag überhaupt das Quorum von 50.000 Un-
terzeichnerInnen erreicht.  ... Die Folge: Die Aus-
schussmitglieder müssen sich mit BürgerInnen 
nicht unterhalten. Und nun wird ausgerechnet eine 
Petition geblockt

– „nicht veröffentlicht“ ist gemeint –,

die so vorbereitet war, dass sie gute Chancen hat-
te, dieses Quorum zu knacken. Immerhin hatte eine 
ähnliche Petition auf der Plattform Change.org

– hören Sie einmal zu –

über 126 000 UnterzeichnerInnen. Zufall, dass der 
Bundestag die jetzt nicht online stellt? Oder Unwil-
len, mit den Menschen da draußen in Kontakt zu 
kommen?

Wenn es das ist, was vom Petitionsausschuss bei den 
Menschen ankommt, dann haben wir ein Problem. Dann 
müssen wir tatsächlich daran arbeiten, dass wir besser 
werden, dass die Bürgerinnen und Bürger das Gefühl ge-
winnen, dass wir Interesse an ihnen haben, dass wir Lust 
auf ihre Ideen haben und darauf, mit ihnen in Kontakt zu 
treten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich möchte noch ein Beispiel nennen: die TTIP-Petiti-
on. Dabei geht es darum, dass Deutschland das Freihan-
delsabkommen zwischen den USA auf der einen Seite 
und der Europäischen Union auf der anderen Seite ableh-
nen soll. 68 000 Menschen haben dazu eine Petition un-
terzeichnet. Es ist dann zu einer öffentlichen Ausschuss-
sitzung gekommen. Wissen Sie noch, wann das war? 
Im Oktober 2014. Das ist schon eine Weile her, das war 
faktisch am Anfang der Legislatur. Was ist seitdem pas-
siert? Nichts! Wir haben über diese Petition noch nicht 
entschieden, sie liegt auf Halde. Nun kommt der Petent 
zu uns und fragt wieder und immer wieder: Was macht 
denn der Petitionsausschuss mit unserer Petition? Warum 
haben wir sie überhaupt eingereicht? – Dieser Umgang 
mit Petitionen schürt den Frust und stärkt nicht das Ver-
trauen in dieses Parlament in Gänze.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das müsste für uns eine Herausforderung sein. Wir 
alle wissen doch, dass in diesem Land ganz viel Verdruss 
herrscht. Herr Vietz, ich muss Ihnen sagen: 2015 gab es 
13 000 Petitionen. Das war so wenig wie seit 30 Jahren 
nicht mehr. 2016 wurden noch knapp 11 000 Petitionen 

eingereicht. Und das liegt nicht daran, dass die Menschen 
in diesem Land so froh und glücklich sind.

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!  – Paul 
Lehrieder [CDU/CSU]: Weil sie so eine Re-
gierung haben!)

Vielmehr hat es auch damit zu tun – die Welt ist kom-
pliziert –, dass die Menschen nicht mehr damit rechnen, 
dass sich dieses Parlament mit ihren Nöten ernsthaft be-
schäftigt.

(Günter Baumann [CDU/CSU]: Das ist tota-
ler Quatsch!)

Das aber ist unsere Aufgabe, und das ist vor allen Dingen 
die Aufgabe des Petitionsausschusses.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Herr Baumann, in einem Punkt sind wir uns wieder 
einig: Wir beide halten doch den Petitionsausschuss für 
die Perle der Demokratie. Ich sage: potenziell. Ich hal-
te diesen Ausschuss wie alle, die hier geredet haben, für 
ungemein wichtig. Aber ich finde, wir dürfen ihn nicht 
verkümmern lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die letzte große Reform wurde vor zwölf Jahren durch-
geführt; Udo Schiefner hat das schon gesagt. Es ist an der 
Zeit, dass wir uns weiterentwickeln. Wir müssen gucken, 
wie wir das Herz dieses Parlamentes, den Petitionsaus-
schuss, attraktiver machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Kersten Steinke [DIE LINKE])

Wir brauchen mehr Transparenz. Wir brauchen mehr 
öffentliche Beratungen. Wir brauchen mehr Barrierefrei-
heit. Das Petitionswesen in Deutschland ist männlich. 
Bestimmte Gruppen sind einfach unterrepräsentiert. Das 
darf nicht sein, weil die Gruppen, an die ich gerade den-
ke, oft die größten Sorgen in diesem Land haben. Sie fin-
den sich aber in den Akten, die wir jeden Tag behandeln, 
nicht wieder. Wenn wir gegen Verdruss vorgehen wollen, 
dann müssen wir uns weiterentwickeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ich sage ganz deutlich: Diese Demokratie ist ange-
griffen. Der Petitionsausschuss muss seinen Beitrag dazu 
leisten, dass sich das endlich wieder ändert.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Die Kollegin Martina Stamm-Fibich spricht als 

Nächste für die SPD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Corinna Rüffer
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